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14. Oktober 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— —ę—ę— . 


— Nr. 9. —— 


(Nr, 5841.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 8. Februar 1864., betreffend die 

Fortdauer der mit Sachſen wegen gegenſeitiger Rechtshuͤlfe geſchloſſenen 

Uebereinkunft vom ee 1839. Vom 20. März 1864. 
. November 


heiter der Königlich Preußiſchen und der Königlich Saͤchſiſchen Regierung 
iſt in Ergaͤnzung der Uebereinkunft zur Befoͤrderung der Rechtspflege vom 


ne 1839. die Verabredung getroffen worden, daß die gedachte Ueberein⸗ 


kunft ſo lange als fortbeſtehend betrachtet werden ſoll, als ſie nicht durch eine 
anderweite Uebereinkunft aufgehoben oder von der einen oder anderen Seite ge⸗ 
kündigt wird. 

Hieruͤber iſt Koͤniglich Preußiſcher Seits gegenwärtige Miniſterial⸗Er⸗ 
klaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel verſehen worden. 


Berlin, den 8. Februar 1864. 


Der Königlich Preußiſche Praͤſident des Staatsminiſteriums und 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. | 
(L S.) v. Bismard-Schönhaufen. 


stehende Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende 
Erklaͤrung des Koͤniglich Sächſiſchen Miniſteriums vom 12. März c. ee 
wechfelt worden, hiermit zur. öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 20. Maͤrz 1864. 


Der une der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8, April 1864. 
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(Fr. 5842.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 22. Februar 1864., betreffend die Verleihung der Të: 
kaliſchen Vorrechte fir den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 
4) von Krotoſchin über Kobierno, Kolonie Roſenfeld nach Roszki, als 
Knotenpunkt, und von dort bis zur Kreisgrenze bei Glogowo in der Rich⸗ 
tung auf Raszkow; 2) von Roszki uͤber Kozminer Deutſch-Hauland, 
Cegielna nach dem Vorwerk Magielka; 3) von der Krotoſchin-Kobyliner 
Chauſſee in Kuklinow nach dem Staͤdtchen Pogorzella und 4) von Koz⸗ 
min uͤber Hundsfeld, Skalow, Gosziejewo und Wielowies nach Kuklinow, 
ſaͤmmtlich im Kreiſe Krotoſchin, Regierungsbezirk Poſen. 


Node Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee 1) von Krotoſchin uͤber Kobierno, Kolonie Roſenfeld nach Roszki, als 
Knotenpunkt, und von dort bis zur Kreisgrenze bei Glogowo in der Richtung 
auf Raszkow im Kreiſe Adelnau, 2) von dem Knotenpunkte Roszki in der Rich⸗ 
tung auf Kozmin zu uͤber Kozminer Deutſch⸗Hauland, Ce ielna nach dem 
Vorwerk Magielka an der Kozmin⸗Pleſchener Be e ausser, 3) von 
der Krotoſchin⸗Kobyliner Chauſſee in Kuklinow nach dem Staͤdtchen Pogor⸗ 
zella und 4) von Kozmin uͤber Hundsfeld, Skalow, Gosciejewo und Wielo⸗ 
wies nach Kuklinow im Kreiſe Krotoſchin, Regierungsbezirk Poſen, genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Krotoſchin das Expropriationsrecht fuͤr 
die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe 
der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. 
Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſee⸗ 
geld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die 
Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchrif⸗ 
ten, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Ver⸗ 
gehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 22. Februar 1864, 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


r. 5843.) 
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(Nr. 5843.) Privilegium wegen Emiſſion von Agprozentigen Prioritaͤts⸗Obligationen II. Serie 


der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Betrage von 2,000,000 Thalern. 
Vom 29. Februar 1864. 


f Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von Seiten der unterm 21. Auguſt 1837. landesherrlich be⸗ 
ftätigten Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft darauf angetragen worden iſt, ihr 
Behufs Ausführung der, durch Allerhoͤchſte Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde vom 5. Marz 1856. genehmigten Erweiterung ihres Unternehmens die 
im H. 11. des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 30. Dezember 1861. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1862. S. 17.) in Ausſicht genommene Aufnahme einer ferneren 
Anleihe auf Höhe von zwei Millionen Thalern Kurant gegen Ausſtellung auf 
den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen zu geſtatten, 
ertheilen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des Unternehmens und 
in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwaͤrtiges Privi⸗ 
legium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obliga⸗ 
tionen unter nachſtehenden Bedingungen: - 


F. 1 


f Die Obligationen zerfallen in 10,000 Stuͤck zu 200 Thalern jede und 
werden unter der Bezeichnung: ? 


„Vier und ein halbprozentige Prioritaͤts⸗Obligation zweiter Serie der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft“ 
im unmittelbaren Anſchluſſe an die letzte Nummer der auf Grund des Aller⸗ 
höchften Privilegiums vom 30. Dezember 1861. emittirten Obligationen unter 
den fortlaufenden Nummern 60,001 bis 70,000 nach dem beiliegenden 
Schema A. ausgeſtellt und von drei Direktoren, ſowie von dem Spezialdirektor 


unterzeichnet. 
H. 2. 


Das Darlehn traͤgt vier und ein halbes Prozent Zinſen, welche 
in halbjaͤhrigen Raten postnumerando am 1. April und am 1. Oktober jeden 
Jahres gezahlt werden. Den Obligationen werden zum Zweck der formellen 
Gleichſtellung mit den Eingangs gedachten Obligationen aus dem Privilegium 
vom 30. Dezember 1861. gegenwärtig für die Dauer bis Ende Maͤrz 1867. 
ſechs Stuͤck Zinskupons Littr. E. bis K. pro 1. Oktober 1864. bis inkl. 1. April 
1867., jeder zu vier Thaler fünfzehn Silbergroſchen, beigegeben. Fuͤr die fol⸗ 
genden fünf Jahre werden feiner Zeit zehn Zinskupons, jeder zu gleichem Werthe, 
geliefert. Ueberhaupt ſind dieſe Kupons von fuͤnf zu fünf Jahren zufolge be⸗ 
ſonderer Bekanntmachung zu erneuern und iſt jeder Rupon⸗Serie eine beſondere 
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Anweisung zur Empfangnahme neuer Kupons beizufügen. Die Kupons und 
G, Anweiſungen nach den beiliegenden Schemas B. und C. werden mit den Fakſi⸗ 


GE . trolbeamten der Geſellſchaft unterſchrieben. 


SZ? Y mile's dreier Direktoren und des Spezialdirektors verſehen und von zwei Kon⸗ 


Am Verfalltage werden die Zinskupons gegen deren Auslieferung zum 
vollen Nennwerthe an den Vorzeiger in Berlin, Cöln und in den Städten ges 
zahlt, welche Seitens der Direktion der Geſellſchaft noch außerdem zu dem 
Ende vermittelſt Bekanntmachung bezeichnet werden. 


Die Geſellſchaft hat die mit der Zahlung der Zinskupons beauftragten 
Komptoire und Handlungshaͤuſer öffentlich anzuzeigen. Die Ausreichung einer 
neuen Serie Zinskupons erfolgt nur gegen Aushaͤndigung der der vorhergehens 
den Serie beigegebenen Anweiſung. Der Direktion ſteht die Befugniß zu, ſich 
die Obligationen neben den Anweiſungen zur Verabfolgung neuer Zinskupons 
Behufs Abſtempelung einreichen zu laſſen. 


H. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen fuͤnf Jahren nach dem Ver⸗ 
falltage zur Zahlung praͤſentirt werden. 


H. 4. 


Die Verzinſung der Obligationen hört mit dem Tage auf, an welchem 
fie zur Ruͤckzahlung fällig find. Wird der Betrag der Obligationen in Empfang 
genommen, jo müffen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als 
an jenem Tage verfallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; gë: 
ſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Ka⸗ 
pitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer Kupons verwandt. 


H. 5. 

Zur allmäligen Tilgung der Schuld wird vom Jahre 1866. an jährlich 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obligationen nebſt 
den Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwandt; der Geſellſchaft bleibt jedoch 
vorbehalten, den Tilgungsfonds beliebig zu verſtaͤrken, auch die noch nicht ges 
tilgten Obligationen jeder Zeit nach einer wenigſtens ſechs Monate vorher er⸗ 

gangenen öffentlichen Kündigung fällig zu erklaͤren und zurückzuzahlen. Die 
zu tilgenden Obligationen werden bei einer gemeinſchaftlichen Verſammlung der 
Direktion und des Adminiſtrationsrathes unter Zuziehung eines das Protokoll 
aufnehmenden Notars durch das Loos beſtimmt und ſind darauf nach einer 


wenigſtens zwei Monate vorher ergangenen öffentlichen Anzeige der ausgelooſten 
i a 5 Num⸗ 
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Nummern am nächften 1. April fällig. Die in Folge der Beſtimmung dieſes 
Paragraphen faͤlligen Obligationen werden gegen deren Auslieferung unter An⸗ 
wendung der im F. 4. wegen der Zinszahlung enthaltenen Wäert rift an den 
Vorzeiger zum Nennwerthe in einer der Staͤdte, in welchen die Zinszahlung 
erfolgt, baar in Kurant gezahlt. Indeſſen kann die Geſellſchaft, wenn die in 
einem Jahre einzulöfenden Obligationen mehr als 100,000 Thaler betragen, 
durch Bekanntmachung beſtimmen, daß die Inhaber einen Monat vor dem Ver⸗ 
falle von jenen Staͤdten diejenigen bezeichnen, in welchen ſie die Zahlung er⸗ 
heben wollen; erfolgt dann eine ſolche Bezeichnung nicht, ſo wird angenommen, 
daß fie die Zahlung in Coͤln zu empfangen haben. Die fällig erklärten und 
eingelöften Obligationen werden unter Beobachtung der hier oben wegen der 
Verlooſung vorgeſchriebenen Formen verbrannt. Ueber die Ausfuͤhrung der 
Gg wird dem betreffenden Eiſenbahnkommiſſariate alljährlich ein Nachweis 
vorgelegt. , \ 


F. 6. 


Gehen Obligationen oder Anweiſungen zur Erhebung weiterer Kupons 
verloren, oder werden fie vernichtet, ſo kann deren Mortifikation beantragt und 
ausgeſprochen werden. Die Direktion der Geſellſchaft erlaͤßt des Endes auf 
Antrag der Betheiligten dreimal in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens vier und 
hoͤchſtens ſechs Monaten eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzu⸗ 
liefern oder die etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind vier 
Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, ohne daß die Dokumente ein⸗ 
geliefert oder etwaige Rechte auf dieſelben angemeldet worden, und hat außer⸗ 
dem ſeit der erſten Aufforderung ein Termin zur Empfangnahme einer neuen 
Serie Zinskupons ſtattgefunden, ohne daß hiebei innerhalb mindeſtens ſechs 
Monaten nach deſſen Ablauf die betreffenden Obligationen, beziehungsweiſe die 
der früheren Serie beigegebenen Anweiſungen (H. 2.) zum Vorſchein gekommen 
find, fo Gericht das Landgericht zu Coͤln auf Grund jenes Aufgebots die Morti⸗ 
fikation aus, die Direktion bringt dieſelbe zur Öffentlichen Kenntniß und fertigt 
an Stelle der mortifizirten Dokumente neue unter denſelben Nummern aus, auf 
welchen bemerkt wird, daß fie als Erſatz für mortifizirte dienen. Die Koſten 

dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern den Betheiligten zur 
Laſt. Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; jedoch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjaͤhrungs⸗ 
friſt (H. 3.) bei der Direktion der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Obligationen oder ſonſt in glaub⸗ 

hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 


. 
Die Nummern der zur Ruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einlöfung vor⸗ 


gezeigten Obligationen werden jaͤhrlich waͤhrend zehn Jahre von der Direktion 
(Nr. 5843.) der 
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der Geſellſchaft Behufs Empfangnahme der Zahlung öffentlich aufgerufen. Die 
Obligationen, welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen 

Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt worden, find werthlos, was von der Direktion 
unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern alsdann oͤffentlich zu erklaͤren 
iſt. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung 
mehr, doch kann ſie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines 
Beſchluſſes der Generalverſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten gewaͤhren. 


H. 8. 


Außer den im H. 5. gedachten Faͤllen ſind die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fallen, von der Geſellſchaft in Coͤln 
zuruͤckzufordern: 


a) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; 


b) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftig gewordener Erkennt⸗ 
niſſe Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; 


c) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht einge⸗ 
halten wird. 


In den Faͤllen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle zu c. iſt da⸗ 
gegen eine dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur Ruͤck⸗ 
forderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Wiederherſtellung des unterbroche— 
nen Transportbetriebes, in dem Falle zu b. ein Jahr, nachdem der vorgeſehene 
Fall eingetreten iſt, das Recht der Kuͤndigung in dem Falle zu c. drei Monate 
von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen haͤtte erfolgen 
ſollen. Die Obligationen, welche in Folge der Beſtimmungen dieſes Para⸗ 
graphen eingeloͤſt werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 


088 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: ö a S 


a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
SE von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſell⸗ 
aft vor; 8 


b) bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen. Dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahn⸗ 
hoͤfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb 

der 


der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zu poſtaliſchen, 
polizeilichen oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder zu Packhoͤfen und 
Waarenniederlagen abgetreten werden moͤchten. 


H. 10. 


Zur Geltendmachung der im H. 8. feſtgeſetzten Ruͤckforderungsrechte iſt 
den Inhabern der Obligationen der Bahnkoͤrper von Duͤren nach Call, ſowie 
von Crefeld nach Cleve, nebſt ſaͤmmtlichen fuͤr den Eiſenbahnbetrieb darauf 
errichteten Gebaͤuden und darauf zu dieſem Zweck gemachten Anlagen und ferner 
nebſt ſaͤmmtlichem fuͤr den Betrieb dieſer Strecken beſchafften fahrenden Zeuge, 
Mobilien, Geraͤthſchaften und Materialien verhaftet. 


H. 11. 


Die Obligationen aus dieſem Privilegium ſind den unterm 30. Dezember 
1861. privilegirten Obligationen zum Betrage von drei Millionen Thalern hin⸗ 
ſichtlich des Vorzugsrechtes, der Verzinſung und Amortiſation, ſowie in jeder 
anderen Beziehung völlig gleichgeſtellt. ö 


$. 12. 


Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen Bekanntmachungen muͤſſen in 8 
eine Zeitung jeder Stadt, in welcher nach §. 2. die Zinszahlung erfolgen muß, 
eingeruͤckt werden. 


H. 13. 


i Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, kann kein 
Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


H. 14. 


Zur Urkunde Dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhöchfteigenhändig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch den In⸗ 
habern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staates zu geben oder den Rechten Dritter und insbeſondere 
der Inhaber der nach den Privilegien vom 12. Oktober 1840. und vom 
8. September 1843. emittirten reſp. 2,500,000 Thaler vierprozentiger und 
1,250,000 Thaler drei und einhalbprozentiger Rheiniſcher Eiſenbahn⸗Obliga⸗ 
tionen, der nach dem Privilegium vom 4. Auguſt 1854. emittirten 7 50,000 Thaler 
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Schema zum Zinskupon. 
= a 


Se... 3ins-Kupon Le = 


BS 
„ 


Vier Thaler Fuufzehn Silbergroſchen 


hat der Inhaber dieſes Zinskupons am 1. Siber in Berlin, Cöln, 
oder den außerdem von uns zu bezeichnenden Städten bei den be⸗ 
kannt gemachten Zahlſtellen zu . Ee 


Coln, , A Hola 


Die Direktion der Mheiizſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
| ln dreier Direktoren und des 8 Direktors.) 


e m augygue 3 


SKS 


Kontrole Fol. 


1 g 
D 


Rückſeite. \ 


Aheiniſthe Eifent SE H: 


Dieter Zinskupon ift nach dem 1. ane ungültig und wertlos Daſſelbe 
iſt der Fall, wenn er durchſtrichen, 1 oder wenn die auf 5 n i 
. Nummer nicht mehr vollſtändig erkennbar ift. I 


©. Schema zum Talon. 
Vorderſeite. i ; 
Inhaber dieſes hat vom Jm n. ab die te Serie Zins⸗ 
kupons für fünf Jahre zur vorbezeichneten Obligation, welche auf Verlangen 
zur Abſtempelung vorzulegen iſt, in Goin in unſerem Centralbuͤreau zu 


empfangen. f 
o 18. 


Die Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Fakſimile dreier Direktoren und des Spezial- Direktors.) 


Rückſeite. ; 
Rheinifche Eiſenbahngeſellſchaft. 


Auweiſung zur privilegirten 42prozentigen Obligation II. Serie 


Eingetragen sub Fol. ..... des Kontrol⸗Regiſters. 


(Nr. 5844.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. März 1864., betreffend die Abänderung der sub 
No. I. 1. a. und b. des Tarifs vom A Mai 1857. gegebenen Vorſchriften 
uͤber die Erhebung des Hafengeldes in Stettin. 


Au Ihren Bericht vom 22. Februar d. J. genehmige Ich die Abaͤnderung 
der unter No. I. 1. a. und b. des Tarifs vom 4. Mai 1857. (Geſetz-Samml. 


für 1857. S. 554.) gegebenen Vorſchriften uͤber die Erhebung des Hafen⸗ N 


geldes in Stettin dahin, daß ſtatt derſelben kuͤnftig die nachſtehenden zur An⸗ 
wendung kommen und ſomit erhoben werden ſoll: 1) von Dampfſchiffen, See⸗ 
ſchiffen, Leichterfahrzeugen und Seeboͤten, a) von 3 bis einſchließlich 40 Laſt Trag⸗ 
faͤhigkeit fuͤr jede Laſt 6 Pf., b) von mehr als 40 Laſt Tragfaͤhigkeit fuͤr jede 
Laſt 1 Sgr. 6 Pf. Im Uebrigen verbleibt es bei den Beſtimmungen des Tarifs 
(Nr, 58485845.) vom 


Wilhelm. 


N S e v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz 


An den Feier und den Minister fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Nr. 5845) Selanntmachung „betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der Abänderungen 805 
ee des am 24. Mai 1851. beſtaͤtigten Statuts der Wittſtock-Zernitzer W ; 
feebau-Gefellfchaft zu Wittſtock. Vom 19. Maͤrz 1864. 


SE Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 29. Ger 
bruar 1864. die von der Wittſtock⸗Zernitzer Chauſſeebau⸗Geſellſchaft zu Witte ö 
ſtock in den Generalverſammlungen vom 28. Februar und vom 31. Oktober v. J. 

hegen Abaͤnderung ihres am 24. Mai 1851. beſtaͤtigten Statuts gefaßten Be⸗ 
ſchluͤſſe zu genehmigen geruht. Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der Zuſammen⸗ 
ftellung der beſchloſſenen Abaͤnderungen wird durch das Amtsblatt der Mi = 
une Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 5 EN 


Berlin, den 19. Maͤrz 1864. f ZS 
Der Miniſter fü fü r Handel, Gewerbe Der Miniſter des 
2 um öffentliche Arbeiten. Innern. ü 


Im Auftrage: Im Auftrage: i > 92 


Schede. i d v. Kluͤtzow. 


Redigirt im Büreau des Staats, „Miniſteriums. 


Sen „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei . 
(N. v. Deſker ). REN 


